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Religionsunterricht in Baden-Wüurttemberg

Im Sudwesten der Bundesrepublık gehen die Uhren anscheinend anders!
Das ist der Eindruck, WC) MNan AUS der religionspädagogischen and-
SC} nordlicher Regionen 1INs udlıche » Musterländle« omMm Fur Bay-

und Pfälzer ist dies N1IC Dıie süuddeutschen Verhältnıisse weisen
hinsichtlich der Stellung des Religionsunterrichts viele Gemeinsamkeıten
auf. uch den deutschsprachigen Kantonen der Schweıiz, Österreich
und sag1bt c einen Religionsunterricht den Schulen, der äahnlıch
WIe Suüuddeutschland eingerichtet ist. So ganzZ einmalıg ist arum dıe La-

des Religionsunterrichts Baden-Württembergcht Aber einzel-
NCN hat Sie auch och einmal ihre Besonderheıten, dıe mehr als alko-
Or1 und Zufälligkeiten siınd. Im Schulwesen ist das Verhältnis Von aa
und TC| geschichtlich begründet, N1IC! zule‘! UrcC) die Besonderhe!-
ten der Reformatıon Hınzu ommt, der oft gerühmten, beschwore-
NnenNn der auch kritisch karıkıertenender Menschen dieses Lan-
des beı aller Radıkalıtät der Verfechtung entgegengesetzter Posiıtionen
etztlich ebenso die Offenheıit für notwendige Veränderungen WI1e auch
das Bewahren des Bewährten eigen ist. Im übrigen ist die eıt aden-
Württemberg cht stehengeblieben. Es ware eın um, eine
religionspädagogische ylle vermuten der davon auszugehen, Ba-
den-Wüuürttemberg keinen el der allgemeınen Entwicklung
VON Schule und Religionspädagogıik.

Der Religionsunterricht als gemeinsame Veranstaltung VON aaund
iı

11 er Religionsunterricht ist in Baden-Württemberg eine ICS miıxta
gemeinsamer Verantwortung VoNn aaund Iche Dies wiırd der Aus-
gestaltung der Bestimmungen des rundgesetzes eutlc|

Das »staatlıche Aufsichtsrecht« (GG 759) ist der Landesverfassung »als allgemeiınes
Aufsıichtsrecht des Staates« interpretiert (Art ILV) Der Religionsunterricht ist als »OI -

dentliches ach« (GG 73) ZWäal eindeutig ıne staatlıche Veranstaltung. In der Lan-
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desverfassung wırd aber hiınzugefügt, der Relıgionsunterricht VO:  — den »Beauftragten«
der elıgıonsgemeınschaften »erteilt und Deaufsıchtigt« wırd wobe!l offenbleibt ob dıe
Beauftragten staatlıche Beamte oder kırchliche Miıtarbeıiıter sınd Im Rahmen dieser Ver-
fassungsbestimmungen gestalten sıch dıe eıtere Schulgesetzgebung WIC auch dıe Praxıs
des Religionsunterrichts bıs heute

Da dıe »Grundsätze« aC| der cChen sınd stellen diese Ba-
den- Wurttemberg dıe Lehrpläne für den Religionsunterricht auf (S 0®
chG Der aa ZUTr Erarbeitung der Lehrpläne für das »ordentlı-
che Lehrfach« dadurch beı daß CI dıe VON denen Erarbeıtung
der Lehrpläne ewunschten staatlıchen ehrer für dıesen Dienst freistellt
dıe Lehrplanarbeıit mıtfinanzıert und dıe Lehrplankommissionen für den
Relıgionsunterricht dıe allgemeine staatlıche Lehrplanarbeit einbe-
eht Die VON den Kırchenleitungen übergebenen Lehrpläne für den Re-
lıgıonsunterricht werden ann VO Mınısterium dıe Lehrpläne aller
Fäacher rechtsverbindlich ekanntgemacht Natürliıch hat hiıerbei das Mi-
sterıum aufgrund des »allgemeınen Aufsichtsrechts« dıe Möglıchkeıit
auch seiNerseIIts dıie Lehrpläne prüfen und gof edenken dıe sıch dQus

Bestimmungen der Landesverfassung, des Schulrechts, der wıissenschaft-
en adagogı der anderen allgemeınen Gesichtspunkten ergeben,
geltend machen und die Kırchenleiıtungen CIMn UÜberprüfung
biıtten Andererseitsen auch dieendıe Möglıchkeit, auf dıe all-
SCINCUNC Lehrplanentwicklung er Fächer einzuwirken.
Ahnlich ste. mıt den Lernmautteln. Die Zulassung der ernmıiıftte. für
den Religionsunterricht egt 1 den Handen der Relıgionsgemeinschaften

C Dies gab den evangelischen Landeskirchen en und
Württemberg angesichts der eDNaiten Entwicklung Schule und Pad-
agogık den letzten fünfzehn ren dıe Möglıchkeıt flexiblen
Handhabung und zugleıc! der Steuerung des Reliıgionsunterrichts Zu-
gleich EWIrKte dıe Arbeıt den Lehrplänen und dıe Feststellung der
Lernmiuttel für den Religionsunterricht C1INE CHNSC Zusammenarbeit der
beıden evangelıschen Landeskıirchen en und urttember: Dies
fand SCINCN USCdTruC| SECMEINSAMECN Lehrplankommissionen der g-
IMNEINSAMeEN Clearingstelle für das Zulassungsverfahren Von Lernmitteln
der »Gemeinsamen relıgiıonspädagogischen Kommissiıon GRK)« der
Zusammenarbeit des Pädagogisch Theologischen Zentrums uttga
und des Reliıgionspädagogischen Instituts arlsruhe SOWIC Koordinie-
rungsausschuß der Evangelıschen Oberkirchenrät arlsrune und
uttga dem dıe zuständıgen Referenten der Kırchenleitungen dıe
Vorsitzenden der zuständıgen Synodalausschüsse und dıe Dırektoren der
Institute angehören
Miıt den Lehrplänen verbunden 1ST die Lehrerfortbildung für den Relı-
gionsunterricht Sie geschie auf verschiedenen Ebenen einmal den
Bezirken Urc! dıe Schuldekane ZUuU anderen Urc! das Pädagogıisch-
Theologische Zentrum Stuttgart und das Religionspädagogische Zen-
trum Karlsruhe, eıter unmıiıttelbar Urc! dıe Evangelıschen Oberkir-
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henräte Zusammenarbeit mıt den Oberschulämtern und den taatlı-
chen Fachberatern für den Religionsunterricht, SOWIeEe auch mıt den at-
en Akademıien für die Lehrerfortbildung. Da der Religionsunterricht
eine staatlıche Veranstaltung ist, die Fortbildungsarbeıt grund-
sätzlıch aufKosten des des, wobe!ıl dıe Kıirchen auch hıerbei mithelfen
Wenn dıe cChen eine Fortbildungsveranstaltung den Religionsun-
terricht finanzıeren, uübernımmt die Schulverwaltung dıe Freistellung der
Lehrer und den notwendiıgen Rechtsschut
Die »Beauftragung« für den Religionsunterricht beı den sStaatlıc)
ausgebildeten und angestellten Lehrern Urc. die Vokation.

Ooraussetzungen ZUFr Vokation sınd der Erwerb der staatlıchen Lehrbefähigung durch Ab-
legung der 7 weıten Dienstprufung, dıie tatsachlıche Anstellung und Erteilung Von elı-
gionsunterricht und dıe schrıftlıch erklarte Bereıtscha: und Verpflichtung des betreffen-
den Lehrers, den Religionsunterricht gemäß den Bestimmungen der Landesverfassung
und des Schulgesetzes SOWIEe nach den Rıchtlinien der Kırche erteilen wollen

Auch in der Ausbildung wıirken dieen vielfacher Weıse mıt Die
Berufung der Hochschullehrer für eologıe und Relıgionspädagogık
seftizt jeweıls dıe Zustimmung der betreffenden Kırchenleitung VOTaus
Dıie Studienordnungen und nhalte für das Fach Theologie/ Religions-
päadagogık werden Benehmen mıt den Kırchenleitungen aufgestellt.
Die esetzung der Fachleıiterstellen für das Fach Religionslehre den
Seminaren für die schulpraktische Ausbildung erfolgt Eınvernehmen
mıt den Kırchenleitungen. Beı der ersten und zweıten Dıienstprüfung für
das hram iımmt Fach Theologie/Religionspädagogik eın ertre-
ter der Kırchenleitung teıl Fuür den Bereich der rund-, aupt- und
Realschule ist einer der TU[Ier. Der VOIN and benannte Vorsitzende
der Prüfungskommission muß dıe Befähigung eılung des Faches
Religionslehre und die OkKatıon der Landeskıirche en Be1i den Eın-
stellungsgesprächen, die die Oberschulämter mıt den Bewerbern eın
Lehramt ach de weıten Dienstprüfung führen, ist beı Lehrern mıt der
Lehrbefähigung Religionslehre eın Vertreter der Kirchenleitung Mit-
glied der betreffenden Kommissıon.
Der Religionsunterricht wird In Baden-Wüuürttemberg aber N1IC! NUur VON
staatlıchen rern erteılt Das Schulgesetz für die eılung des
Religionsunterrichts erster Stelle dıe »Geistlichen« ($ G7 chG
Daß die Pfarrer aden-Württemberg die Lehrbefähigung für das Fach
Religionslehre auf en Schulstufen und en Schularten besitzen, ist
eiIne alte und bewährte Tradıtion Alle Gemeindepfarrer siınd 1ImM Rahmen
ihres jenstauftrags Erteilung VoOoNn Religionsunterricht verpflichtet,
ohne daß erfür eine Entschädigung geza wurde.

SO das Land 7B VON der Evangelıschen Landeskirche In Württemberg, 01018
Wochenstunden Religionsunterricht durch ıhre Gemeindepfarrer erteilt werden. Diese
500 Wochenstunden sınd Im men der Staatsleistungen den Pfarrgehältern abge-
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golten. Selbstverständlıiıch der Dienstauftrag des Gemeindepfarrers 1m Relıgionsun-
erricht eine entsprechende relıgionspädagogische Ausbildung O!  , die die Landeskıir-
che sicherstellen muß

Aufgrund der Befähigung der Gemeindepfarrer Religionsunterricht
ist aber auch die »Übernahme VON Geistlichen als Religionslehrer den
Landesdienst« mösglıch, wobel natuürlıiıch auch das eCcC| auf »deren uck-
ruf in den Kirchendienst« gegeben bleibt (S 97,3 chG
und 140 Pfarrer der Evangelıschen Landeskırche Würrtemberg und Pfarrer der
Evangelıschen Landeskirche in Baden stehen heute als Studienräte, ÖOberstudienräte, Stu-
dıendırektoren, Studienprofessoren DZW. Gymnasıalprofessoren und als Oberstudiendi-
rektoren Landesdienst un! decken einen erheblichen eıl des Relıgionsunterrichts 1in
den Gymnasıen un! 1m eruflıchen Schulwesen ab. Daneben g1ibt Pfarrstellen für elı-
gionsunterricht (in Wüuürttemberg 35) 'eitere Lehraufträge werden VO  —_ staatlıch oder
kıirchlich angestellten Dıplomtheologen, Dıplomreligionspädagogen und VOoNn Katecheten
wahrgenommen. Entsprechend den Bestimmungen des Schulgesetzes ($ 9’7,2 chG
wurden zwıschen dem Mınısterium für Kultus und Sport und dem ÖOÖberkirchenrat ın Stutt-
gart dıe »Rıchtlinien fur dıe Ausbildung und den Nachweis der Eignung un! Lehrbefähi-
Zung der kırchlich ausgebildeten Religionslehrer« in einer Vereinbarung festgelegt.

nsgesamt konnte mıt den Religionslehrern der verschiedenen autfb.  -
19101 der evangelısche Religionsunterricht allgemeıinbildenden Schul-

fast vollständıg und erulliıchen Schulwesen eEtiw: alfte ab-
gedeckt werden.

Sch])j. 983/84 Wochen-Std In Ev. in Wurttem!  Tg: Von IC Lehrkräften 827
0, Von staatl Lehrkräften O/_ «  0, In en Von kıirchl. Lehrkräften
0, VOon staatl.en9644 Wochenstunden Kath in urttemberg:

Von kırchl Lehrkräften 264 0, VO  — staatlen %; in en
VON kırchl Lehrkräften 247 41 Yo, Von staat! IKraiten 796

In der Aufsichtberden Religionsunterricht findet das Zusammen-
wirken VON Staat und IC seinen deutlichsten Ausdruck Die »allge-
meıne Aufsicht des Staates erstreckt sıch darauf, daß be1 der Erteilung des
Religionsunterrichts der Stundenplan eachtet, die Unterrichtszeit einge-
halten und die Schulordnung gewahrt wird« ($ 99,2 chG Im übrigen ist
die Aufsicht »durch relıgionspädagogIisc erfahrene Beauftragte der Relıi-
gionsgemeinschaften« wahrzunehmen 99,1 chG Fur die staatlıc
und kıirchlich angestellten Lehrkräfte den Grund-, aupt- und eal-
chulen SOWIeE für die kirchlich angestelltenTa den Gymnasıen
und beruflichen Schulen wurde die Aufsicht einschließlich der Einsicht-
nahmen in den Unterricht den Schuldekanen übertragen (in urttem-
berg 7FE 25) Die Schuldekane sınd Kıirchenbeamte. an und chul-
an nehmen gemeinsam das Dekanatamt wahr, der Schuldekan für
den Bereich VOoNn Schule und rzıehung. Die Visıtation der staatlıchen Re-
lıgionslehrer ın den Gymnasıen und beruflichen Schulen mıt der
Gesamtaufsicht ber den Religionsunterricht den Schulreferenten den
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Kirchenleitungen, dıe hıerbei VON staatlıchen Fachberatern unterstutzt
werden (z.Zt Fachberater Gymnasıen und eruilichen Schulen

Württemberg). Eıne CHNSC Zusammenarbeiıt der Referenten der Kır-
chenleitungen mıt dem Ministerium für Kultus und Sport und den ber-
schulämtern wiıird UrcC regelmäßige Konferenzen abgesichert.

Verankerun der Ta|  10N

aäahrend dıe Gymnasıen bereıts ang des ahrhunderts der Auf-
SIC| einer staatlıchen Behorde unterste! wurden, geschah 1es$ für die
Volksschulen Wüurttemberg erst 1909 Bıs gab 6S eın » Amtsblatt
des Evangelıschen Consistoriums und der Synode Kırchen- und chul-
sachen« Die allgemeıne Irennung VON aa und Kırche der eiımarer
Republık gestaltete sıch dann in Wüuürttemberg als CNSC Zusammenarbeit
zwıischen aa und Kırche

Seıt 1922 wurden Mitglieder der Oberkirchenbehorden als sogenannte »Sachverständige«
in das Mıniısteriıum des Kıirchen- und Schulwesens berufen, WOZUu N1IC| NUTr Von der CVaNgC-
ıschen und katholischen ırche, sondern uch Von seıten der »israelıtıschen Kırchenbe-
orde« eın »Oberkirchenrat« benennen Im Rahmen ıhrer kırchliıchen Aufgaben
nahmen diese »Sachverständigen« den Sıtzungen der zuständigen Ministerialabteilung
»als stımmberechtigte Mitglieder« teıl und ubten 1Im übrıgen dıe Fachaufsıicht uber dıe
hauptamtlıchen Relıgionslehrer aus. Dıie 1er geschaffenen Verhältnisse wurden 1m » Drıt-
ten Reich« weiıtgehend aufgelöst. Die Eınfuhrung des Weltanschauungsunterrichts und dıe
Zerstorung des Religionsunterrichts führte ZUT »christlıchen Unterweisung«, dıe Kateche-
ten ın den Kırchengemeinden erteılten.

ach dem Zweıten eltkrieg wurde aber wleder die alte Tradıtion
geknüpft Dies War eher möglıch, als dıe Neu entstehenden reıl
Staaten, die ann 1m Land Baden- Württemberg vereinigt wurden, eiıne
Landesverfassung mıt ausgesprochen christlıch-abendländischer Aus-
richtung erhiıelten. Im auptte1l » Vom aa und seinen UOrdnungen«
sınd richtungsweisende und verpiflichtende Orlentierungsmarken gesetzt.
on gleich 1ın 11 he1ißt CS, daß der ensch berufen sel, »ın der
ihn umgebenden Gemeinschaft seine enin reinelr und In der Erfül-
lung des chrıstliıchen Sıttengesetzes seinem und der anderen Wohl
entialten« und der aa die Aufgabe habe, »den Menschen hıerbei
dienen«. Be1l den onntagen und staatlıc. anerkannten Feiertagen, dıe
»als Tage der Arbeıtsruhe unter der rhebung des Rechtsschutz« ste-
hen, wird ausdrücklic) festgestellt: » Hierbei ist die christliche Überliefe-
IUuNg wahren« (Art 3) Der elıgıon und den elıgionsgemeinschaften
werden in denein 4— en großer Freiraum gewährt und dıe este-
henden Vertrage zwıschen aa und 1rC) ausdrücklich anerkannt, Wäas$S
seine besondere Bedeutung für Schule und rziehung hat » Die Jugend
ist derTC|VOLr Gott, 1m Geiste der christlichen Nächstenliebe

erziehen« 12,1). Als »verantwortliche Träger der rziehung«
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werden »dıe ern, der aat, die Religionsgemeinschaften und dıe in ih-
ICcCH Bunden gegliederte ugend« genannt K2:2). Die öffentliıche
Schule hat den Charakter einer »chriıstliıchen Gemeıinschaftsschule«, In
der die Kınder »auf der rundlage cNrıistlicher und abendländıischer Bıl-
ungs- und Kulturwerte« erziehen sınd 16) Für die »öffentlıchen
Volksschulen rund- und Hauptschulen)« wırd och eiınmal besonders
»dıe CNhuli1orm der christliche: Gemeinschaftsschule ach den rund-
satzen und Bestimmungen« festgelegt, »dıe 9.12.195 en die
Sımultanschule mıt cNhrıstliiıchem arakter gegolten haben« 15P
Dies edeute eine besonders umfangreiche Absicherung des Relıigi0ons-
unterrichts Ganz allgemeın gılt für dıe »chrıstlıche Gemeinnschaftsschu-
le«, daß »be1l der Gestaltung des Erziehungs- und Schulwesens« das
»Recht der ern, die rzıehung und Bıldung ihrerermiıtzubestim-

berücksicht: werden muß 133} Darum wirken »dıe Erzie-
hungsberechtigten Urc gewählte ertreter der Gestaltung des
ens und der Arbeit der Schule miıt« 17,4). Zur Wahrung des
christlıchen (harakters der Gemeiinschaftsschule ist bei »Bestellung der
Lehrer auf das relıg1öse und weltanschaulıche Bekenntnis der Schüler
ach Möglıchkeıit Ruüucksicht nehmen« 16,2). Im übrigen
»Ergeben siıch beı der Auslegung des christliıchen Charakters der olks-
schule Zweıfelsfragen, sınd S1ie gemeinsamer eratung zwıischen
dem aat, den Reliıgionsgemeinschaften, den Lehrern und den ern
eheben« 16,5).
ıne Besonderheıt des Studiums den Päadagogischen Hochschulen In Baden-Wurttem-
berg ist dıe Verpflichtung fur alle Studenten, auch WCLNN sSie NIC| dıe Lehrbefähigung für
das ach Religionslehre erwerben wollen, der christlichen Gemeinschaftsschule willen
Lehrveranstaltungen in Theologıe besuchen. Studierende, dıe aus Glaubens- und Ge-
wissensgründen dıes nıcht wollen, mussen dafur den zusätzlıchen Besuch von.anderen all-
gemeınen Lehrveranstaltungen (z.B Phılosophıe) nachweisen.

TODIeme und Perspektiven
Problemlos ist die Sıtuation des Religionsunten_’ichts aden- Württem-
berg freiliıch N1IC!

31 TOLZ ulturhoheıt der Läander werden dıe spezifischen Verhältnis-
eines Bundeslandes UrcCc. die allgemeine ntwicklung des Schulwe-

SCHS und der Pädagogık, Urc die zahlreichen notwendigen Vereinba-
zwıschen den Bundesländern und auch Urc das europäische

Umifeld relatıviert Zwar konnten Baden-Wüuürttemberg, ayern und
Rheinland-Pfalz seinerzeıt beı der Neuordnung der gymnasıalen ber-
stufe 1972 iıhre gewichtige Stimme geltend machen und amı für den Re-
lıgıonsunterricht eiıne günstige Posıtion erreichen. och lassen relıg10ns-
pädagogische Konzeptionen und schulpolitische Vorstellungen 1an-
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dern mıiıt einem Schulwesen, denen dieenkeinen großen Einfluß
aben, Baden-Württemberg N1IC} unberührt Dazu ommt, viele
Pfarrer und Religionslehrer, Sonderheıit auch Persönlichkeiten der
Schulverwaltung und der Kulturpolitik, dıe besondere Geschichte Ba-
den-Württembergs NIC| mehr kennen und durch dıe Sıtuation des Relt-
gionsunterrichts andernorts irrıtie: werden. Bestand vieles bisher aqauf-
grund der Tradıtion und mundlıcher Absprachen, bringt der heutige
ren. ZUT Verrechtlichung Ner Verhältnisse ın diesem Zusammenhang
erhebliche acnteıue Dazu ommt, daß aktuelle TIhemen WIe dıe Frie-
ensirage der die Fragen der Ökologie sowohl der Kırche als auch
aakontrovers erortert werden und der Religionslehrer beı der Behand-
lung olcher IThemen Uurc! seine persönlıche Stellungnahme in Konflıkt
mıt der Schulverwaltung der auch mıt den ern geraten kann

Eın weıteres Problem erg]!| sich daraus, es neben der katholi-
schen und der evangelischen Kırche zunehmend weıtere Religionsge-
meıinschaften g1bt, die einen Religionsunterricht beanspruchen, z.B die
ynagoge, dıe Altkatholiken und VOIL allem die islamıschen Gruppen Da-

ommt, einıge Religionsgemeinschaften, für dıe keıin Religionsun-
terricht eingerichtet ist, den thıkunterric!] ablehnen, den ihre Jugendlıi-
chen WwW1Ie dıie aus dem Religionsunterricht aus aubens- und (Gewissens-
gruünden abgemeldeten Schuüuler und die Dissıdenten anstelle des elı-
gionsunterrichts besuchen mussen.

Freiliıch steht jeder Religionsgemeinschaft freıl, einen Religionsunterricht fur ihre KOn-
fession beantragen, WECeNN dıe Voraussetzungen hierfür sınd (Lehrplan un | ern-
miıttel, dıe der Verfassung entsprechen mussen; angeMeSSCH ausgebildete Religionslehrer
und Regelung der Aufsıcht u.a.) Aber eben diese Voraussetzungen sınd fur manche Relıi1-
gionsgemeinschaften, dıe sıch heute für einen Religionsunterricht interessieren, eıne nıcht
ZU bewältigende urde.

ımmt die Zahl der Burger ZU, die hıervon mıt ihren ern betroffen
sınd, T1C Naturlc| die Grundsa  age auf, ob das aden-wurttember-
gische Konzept des Religionsunterrichts In der gemeinsamen Verantwor-
tung VON aa und Kırche durchzuhalten ist
Ks bleıibt offen, sowohl der aa als auch dieenin Zukunft
dıe notwendige Flexibilität aufbringen, das Bewährte auch veranderten
Verhältnissen bewahren und der orderung des ages aAaNSCHMCSSCH
gestalten. Es g1ibt eın Stehenbleiben 1mM Gestern Aber 65 geht darum, beı
den notwendigen eränderungen und Entwicklungen dıe Kontinuiltät
bewahren
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